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Änderungsanträge

zu der Beschlussempfehlung des Ausschusses für Wirtschaft, 
Arbeit und Tourismus
– Drucksache 17/10146

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung 
– Drucksache 17/9908

Gesetz zur Neufassung des Mittelstandsförderungsgesetzes 
und zur Änderung der Gemeindeordnung

1.	Änderungsantrag
der Fraktion der FDP/DVP

Der Landtag wolle beschließen:

Artikel 1 § 2 wird wie folgt geändert:

1.	Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

	� „Bei Erlass von Rechtsvorschriften, die wesentlich mittelstandsrelevant sind, 
hat der Normgeber auf eine mittelstandsfreundliche Ausgestaltung hinzuwir-
ken. Insbesondere sind Vorschriften, die investitions- und innovationshem-
mende Wirkung haben, zu vermeiden oder abzubauen. Zudem sind für jede 
neu erlassene Rechtsvorschrift mindestens zwei bestehende Rechtsvorschrif-
ten abzuschaffen. Den Mittelstand belastende Rechtsvorschriften, insbeson-
dere Berichts-, Statistik- und Dokumentationspflichten, sind zudem regelmä-
ßig auf ihre Notwendigkeit und auf die Möglichkeit der zeitlichen Befristung 
zu prüfen. Neue Rechtsvorschriften sind stets mit einem Datum zu versehen, 
an dem sie außer Kraft treten.“
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2.	Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

	� „Bei der Umsetzung von Vorgaben des EU-Rechts und Bundesrechts in Lan-
desrecht ist grundsätzlich auf zusätzliche Anforderungen oder Bestimmun-
gen zu verzichten, die den Mittelstand belasten. Das Land wirkt gegenüber 
Bund und EU auf eine mittelstandsfreundliche Ausgestaltung von Rechtsvor-
schriften hin.“

21.1.2026

Dr. Rülke, Dr. Schweickert, Reith, Scheerer 
und Fraktion

B e g r ü n d u n g 

Die Förderung des Mittelstands ist – wie der Name schon sagt – die Essenz des 
vorliegenden Gesetzes. Um dieses Ziel angesichts der vielfältigen Herausforde-
rungen und enormen bürokratischen Belastungen jedoch realisieren zu können, 
greift der vorliegende Gesetzentwurf zu kurz. Weitere Änderungen sind not-
wendig.

Erstens: Bürokratieabbau und Mittelstandsfreundlichkeit sollen nicht nur  
geschehen, sondern sind nach Ansicht der Antragssteller zwingend umzusetzen. 
Daher werden mit dem vorliegenden Änderungsantrag „Soll“-Bestimmungen 
zu „Ist“-Bestimmungen umgewandelt. Damit wird eine mittelstandsfreundliche 
Ausgestaltung sichergestellt, den Mittelstand belastende Rechtsvorschriften und 
sog. „Gold Plating“ bei der Umsetzung europäischer Vorgaben werden hingegen 
ausgeschlossen.

Zweitens: Der ausschließliche Fokus auf neue Rechtsvorschriften ist nicht aus-
reichend. Auch bestehende Rechtsvorschriften müssen abgebaut werden. Um 
das zu realisieren, führt der Änderungsantrag das One-In-Two-Out-Prinzip ein. 
Für jede neu erlassene Rechtsvorschrift sind zwei bestehende Rechtsvorschrif-
ten abzubauen. Damit sinkt der Umfang an Rechtsvorschriften und damit die 
bürokratische Belastung für den Mittelstand kontinuierlich. 

Drittens: Neue Rechtsvorschriften sind stets mit einem Datum zu versehen, 
zu dem sie automatisch außer Kraft treten („Sunset-Klausel“). Dadurch wird 
sichergestellt, dass die bürokratische Belastung automatisch wieder zurück  
geht. Sollte eine Rechtsvorschrift weiterhin zwingend notwendig sein, kann  
deren Verlängerung realisiert werden – der Regelfall ist aber der Abbau, nicht die  
unbefristete Fortgeltung. Damit wird die weitere regulatorische Belastung des 
Mittelstands begründungspflichtig, nicht dessen Entlastung durch die Auf- 
hebung von Rechtsvorschriften.
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2.	Änderungsantrag
	 der Fraktion der SPD

Der Landtag wolle beschließen:

Artikel 1 wird wie folgt geändert:

1.	� § 1 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

	� „(5) Unternehmen, die tarifgebunden sind und die die betriebliche Mitbestim-
mung fördern, sollen Zugang zu verbesserten Förderbedingungen auf Grund-
lage dieses Gesetzes erhalten.“ 

2.	� § 2 wird wie folgt geändert:

	 a) �In Absatz 1 Satz 1 und Satz 3 wird jeweils das Wort „Rechtsvorschriften“ 
durch die Wörter „Rechts- und Verwaltungsvorschriften“ ersetzt.  

 
	 b) �In Absatz 1 Satz 3 werden das Wort „sollen“ durch das Wort „sind“ und die 

Wörter „geprüft werden“ durch die Wörter „zu prüfen“ ersetzt. 

	 c) �In Absatz 2 und Absatz 3 Satz 2 wird jeweils das Wort „Rechtsvorschrif-
ten“ durch die Wörter „Rechts- und Verwaltungsvorschriften“ ersetzt.  

3. �In § 23 Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „beachten“ die Wörter „, ins-
besondere sollen die Tarifbindung und die Förderung der betrieblichen Mit-
bestimmung berücksichtigt werden“ eingefügt. 

4.	 § 25 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

	� „Der Bericht enthält Angaben zur Tarifbindung, Mitbestimmungsstrukturen 
und Ausbildung in den geförderten Unternehmen.“ 

27.1.2026

Stoch, Binder, Dr. Weirauch
und Fraktion

B e g r ü n d u n g

�Die Stärkung der Tarifbindung und die Förderung der betrieblichen Mitbestim-
mung sind auch in der Mittelstandsförderung relevante Aspekte und müssen  
daher im vorliegenden Gesetzentwurf Berücksichtigung finden. Mit der Mög-
lichkeit, tarifgebundenen Unternehmen verbesserte Förderbedingungen an-
zubieten bzw. diesen Aspekt auch bei der Vergabe öffentlicher Aufträge zu  
berücksichtigen, entstehen Optionen, gezielt Unternehmen zu unterstützen, die 
tarifgebunden sind und die die betriebliche Mitbestimmung fördern. 

Weitere Änderungen betreffen mittelstandsfreundliche Vorschriften. Nicht 
nur bei Rechts-, sondern auch bei Verwaltungsvorschriften soll künftig darauf  
eachtet werden, diese mittelstandsfreundlich auszugestalten. Einem entspre-
chenden Hinweis des Normenkontrollrats im Zuge der Anhörung zum Mittel-
stands-förderungsgesetz wird mit dem vorliegenden Änderungsantrag Rechnung 
getragen. Zudem soll bei Berichts-, Statistik- und Dokumentationspflichten, die 
den Mittelstand betreffen, künftig die Notwendigkeit und die Möglichkeit der 
zeitlichen Befristung zwingend geprüft werden anstatt hier nur eine Sollvor-
schrift vorzusehen. 


